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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 26 —-Td 


(Nr. 2736.) Bekanntmachung vom 27. Juli 1846., den chauſſeemaͤßigen Ausbau der Land⸗ 
ſtraße von Niesky bis zur Koͤnigl. Saͤchſiſchen Grenze bei Meuſelwitz 
betreffend. 


5 Koͤnigs Majeſtaͤt haben die von dem Aktienvereine zum chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Landſtraße von Niesky in der Ober⸗Lauſitz bis zur Königl. Säch- 
ſiſchen Grenze bei Meuſelwitz unterm 29. Dezember v. J. aufgeſtellten, 
notariell vollzogenen Statuten durch Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10ten d. M. 
zu beftäfigen geruht. 

Berlin, den 27. Juli 1846. 


Der Finanzminiſter. 
Flottwell. 


(Nr. 2737.) Verordnung, die Beſteuerung des im Inlande erzeugten Ruͤbenzuckers betreffend. 
Vom 7. Auguſt 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben mit den zum Zollvereine gehörenden Staaten, in Gemaͤßheit des Arti⸗ 
kels 2. der Uebereinkunft vom 8. Mai 1841. (Geſetzſammlung Seite 151.), 
allgemeine und uͤbereinſtimmende geſetzliche Vorſchriften wegen der Beſteuerung 
des im Umfange des Zollvereins erzeugten Ruͤbenzuckers vereinbart und ver⸗ 
ordnen auf den Antrag Unſeres Finanzminiſters — unter Bezugnahme auf die 
Order vom 1. Juli 1844. (Geſetzſammlung Seite 182.), durch welche die Hoͤhe 
der von dem Ruͤbenzucker zu entrichtenden Steuer bis zum 1. September 1847. 
feſtgeſetzt iſt; dagegen unter gleichzeitiger Aufhebung der Verordnung wegen 
Gem einer Kontrollabgabe von den zur Zuckerbereitung zu verwendenden 
Runkelruͤben vom 21. März 1840. (Geſetzſammlung Seite 109.), ſoweit die 
Beſtimmungen derſelben ei gültig find, — wie folgt: 

1 


Der aus Runkelruͤben oder aus andern zuckerhaltigen Ruͤben erzeugte 1. ungemein 
Rohzucker wird mit einer Steuer belegt, deren Hoͤhe je fuͤr eine dreijaͤhrige, Aan mn 
mit dem 1. September beginnende Periode feſtzuſetzen und wenigſtens acht leer, 

5 ; „Hohe der 

Wochen vor Anfang der Letzteren bekannt zu machen iſt. Steuern. 
Die Steuer wird von den zur — beſtimmten Ruͤben erho— 
Jahrgang 1846. (Nr. 2736—2737.) 4 ben 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Auguſt 1846. 


— 336 — 


ben und dabei bis auf weitere Beſtimmung angenommen, daß zur Hervorbrin⸗ 
gung von Einem Zentner Zucker Swanzig Zentner rohe Ruͤben erforderlich find, 


2. Wie luce a) In denjenigen Ruͤbenzucker⸗Fabriken, welche die Rüben im friſchen Zu⸗ 
eg ſtande verarbeiten, wird das Gewicht der Ruͤben, bevor folche auf die 
Grund. B Zerkleinerungsapparate gelangen, durch amtliche Verwiegung ermittelt, 
wicht ⸗Er⸗ zu welchem Behufe in einer jeden ſolchen Fabrik und in jeder, von der 
mittelung. eigentlichen Fabrik getrennt beſtehenden Anſtalt zur Vorrichtung von 


Ruͤben fuͤr die Zuckerbereitung eine Waage nebſt den erforderlichen Ge— 
wichten in unmittelbarer Naͤhe des Zerkleinerungsapparats (der Reibe— 
und reſp. Schneidemaſchine) vorhanden ſein muß. 

Es duͤrfen nicht weniger, als je fuͤnf Zentner Ruͤben auf die Waage 
ena werden. Die Gewichtsermittelung durch Probeverwiegungen iſt 
unzulaͤſſig. 

In denjenigen Fabriken, welche auf die Bereitung des Zuckers aus ge— 

trockneten (gedoͤrrten) Rüben eingerichtet find, werden die Rüben — und 

zwar ſowohl die in der Fabrik ſelbſt getrockneten, als diejenigen, welche 
in getrocknetem (gedoͤrrtem) Zuſtande von auswärtigen Trocknungsan⸗ 
ftalten bezogen, oder in ſolchem Zuſtande von anderen Perſonen erwor⸗ 
ben werden — vor ihrer Einbringung in das Lokal, in welchem ſich die 

Extraktionsgefaͤße befinden, auf einer, nebſt den erforderlichen Gewichten 

von dem Fabrikinhaber in unmittelbarer Naͤhe des gedachten Lokals zu 

haltenden Waage verwogen, und es werden, Behufs der Abgabenent— 
richtung, auf jeden Zentner getrocknete fuͤnf und ein halber Zentner rohe 

Rüben gerechnet. : ER 

c) Zur Erleichterung des Verwiegungsgeſchaͤfts wird die Anwendung von 
Bruͤckenwaagen geſtattet. Die zur Verwiegung nothwendigen mechani⸗ 
ſchen Verrichtungen iſt der Fabrikinhaber ſchuldig, durch ſeine Arbeiter 
leiſten zu laſſen. 

d) Zum Behufe der amtlichen Verwiegung der Ruͤben ſind die Fabrikan⸗ 
ten verpflichtet, ſolche bauliche Einrichtungen und ſonſtige Veranſtaltun⸗ 
gen zu treffen, daß die mit dem Verwiegungsgeſchaͤft beauftragten Be— 
amten gegen Naͤſſe, Kälte und Zugwind moͤglichſt geſchuͤtzt find. 

Auch muß ſowohl dieſen, als den ſonſt mit der Kontrolle beauftrag— 
ten Steuerbeamten in dem Fabrikgebaͤude die Mitbenutzung eines er- 
waͤrmten, mit dem zum Schreiben erforderlichen Mobiliar ausgeſtatteten 
Lokals und darin ein verſchließbares Behaͤltniß zur Aufbewahrung von 
Papieren eingeraͤumt werden. 


b 


— 


H. 3. 
N im Wege Fuͤr Fabriken, welche innerhalb einer Betriebsperiode (von der Ruͤben⸗ 
er Fikation. Erndte bis zur Erſchöͤpfung des Materials) nicht tiber 10,000 Zentner rohe 
Ruͤben verarbeiten, kann, auf den Grund der angemeldeten und revidirten Ma⸗ 
terialvorraͤthe, eine Fixation der dafuͤr zu entrichtenden Steuer eintreten. In 

dieſem Falle unterbleibt die im $. 2. angeordnete ſpezielle Verwiegung der 

Ruͤben, und es findet nur eine allgemeine Beaufſichtigung des Betriebes Statt. 

Sollte jedoch im Laufe der Fabrikation ſich ergeben, daß die Menge der 

zur 
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zur Verarbeitung beſtimmten Rüben unrichtig angegeben oder ohne vorgaͤn e 
Anzeige vermehrt worden iſt, ſo kann die Steuerbehörde die ſpezielle Kontrolle 
der betreffenden Fabrik auf Koſten des Inhabers derſelben anordnen. 


+ 4. 
Zur Entrichtung der Steuer iſt der Fabrikinhaber verpflichtet. 3. Von wem 
Der von der Hebeſtelle des Bezirks am Schluſſe eines jeden Kalender⸗ ae 


i $. 5. 

Ein Erlaß oder eine Zuruͤckzahlung der Steuer aus dem Grunde, weil ela oder 

während oder nach der Fabrikation Materialien oder die daraus bereiteten Fa⸗ der Steg 
brikate unbrauchbar geworden oder durch ein zufaͤlliges Ereigniß verloren ge⸗ 


H. 6. 

Bei Erhebung der Ruͤbenzucker⸗Steuer findet, ſowohl gegen den Steuer 5. Verjaͤh⸗ 
pflichtigen, als gegen den Staat, eine einjaͤhrige Verjaͤhrung in der Art Statt, Yung. 
daß nur binnen Jahresfriſt, vom Tage der Steuerentrichtung an, ein Anſpruch 
auf Erſatz wegen zu viel gezahlter Gefälle angebracht, und daß nur binnen 
gleicher Friſt, von gleichem Zeitpunkte an, eine Nachforderung an den Abgabe⸗ 
pflichtigen wegen zu wenig erhobener Steuer geltend gemacht werden darf. 

Auf das Regreßverhaͤltniß des Staates egen die Steuerbeamten und 
auf die Nachzahlung defraudirter Gefälle leidet dieſe abgekürzte Verjaͤhrungs⸗ 
friſt keine Anwendung. 


$. 7. 
a) Der vereinigte Betrieb der Zuckerfabrikation aus Rüben und aus Kolo⸗ 6. Beſchraͤn⸗ 
nialzucker darf nur unter Beobachtung der von dem Finanzminiſter zur Bette des 
Verhuͤtung von Mißbraͤuchen und zum Schutze des Steuerintereſſe zu 7 
treffenden Anordnungen Statt finden. i N 
Ruͤbenzucker-Fabriken innerhalb des Graͤnzbezirks unterliegen, außer den 
in der gegenwaͤrtigen Verordnung enthaltenen Beſtimmungen, den Vor⸗ 
ſchriften im $. 35. des Zollgeſetzes und in den $$. 88. bis 90. der Zoll⸗ 
Ordnung vom 23. Januar 1838. und duͤrfen daher nur unter Beobach⸗ 
tung der zur Sicherung des Gewerbs- und des Zollintereſſe noͤthig er- 
achteten Bedingungen und Beſchraͤnkungen fortgeſetzt oder neu angelegt 
und betrieben werden. 0 


$. 8. 

a) Wer, um Zucker aus Rüben zu bereiten, eine Fabrik anlegen oder ſonſt l. Wale le 
Einrichtungen treffen will, iſt verpflichtet, ſolches der Steuerhebeſtelle, in Erhebung 
deren Bezirk die Fabrik liegt, mindeſtens ſechs Wochen vor dem Beginn andonteol. 
des erſten Betriebs ſchriftlich anzuzeigen und der edachten Behoͤrde ſpaͤ⸗ * 
teſtens acht Tage vor Eintritt dieſes letzteren Zeitpunkts eine Nachwei⸗ ı, Anmeldung 
fung, nach einem näher vor, uſchreibenden Muſter, in doppelter Ausferti- der Betriebs 
gung einzureichen, worin die Raͤume zur Aufſtellung der Geraͤthe und Geräte und 

zum Betriebe der Zuckerbereitung, er aller dazu gehörigen oder 


(Nr. 2737.) damit 


b 


— 


u = 


damit im Zuſammenhange ſtehenden Vorbereitungen und Operationen, 
die Raͤume zur Aufbewahrung der Ruͤben und zur Aufbewahrung der 
verſchiedenen Fabrikate, ferner die zu benutzenden feſtſtehenden Geraͤthe, 
als: die Apparate zum Waſchen, Zerkleinern und Doͤrren der Ruͤben, 
zum Extrahiren und Auspreſſen des Ruͤbenſaftes, die Keſſel, Pfannen 
und ſonſtigen Vorrichtungen zum Kochen, Laͤutern und Klaͤren des 
Zuckers u. ſ. w., ingleichen der in Preußiſchen Quarten ausgedruͤckte 
Rauminhalt der Keſſel und Pfannen, von jedem dieſer Geraͤthe beſon⸗ 
ders, genau und vollſtaͤndig angegeben ſein muͤſſen. 

p) Dieſer Nachweiſung muß ein Grundriß der Betriebsraͤume und der Stel⸗ 
lung der darin befindlichen feſtſtehenden Geraͤthe, nach der von der 
Steuerbehoͤrde zu gebenden näheren Anleitung, zweifach beigefügt, ein 
Exemplar, von der Steuerhebeſtelle beſcheinigt, in dem Fabriklokale auf⸗ 
bewahrt und die darin bezeichnete Stellung der Geraͤthe ſo lange un⸗ 
verändert beibehalten werden, als Abaͤnderungen nicht durch Einreichung 
eines anderweiten Grundriſſes angezeigt worden find. 

c) Nicht minder liegt den Inhabern von Ruͤbenzuckerfabriken ob, wenn 
neue Geräthe der unter a. bezeichneten Art angeſchafft oder die bereits 
angemeldeten ganz oder zum Tbell abgeaͤndert werden, vor oder unmit⸗ 
telbar nach dem Empfange der Geräthe der Steuerhebeſtelle davon An⸗ 
zeige zu machen und dieſelben nicht ohne die von der letzteren zu erthei⸗ 

lende amtliche Beſcheinigung in Gebrauch zu nehmen. 

d) Zur Anzeige innerhalb der naͤchſten drei Tage ſind dieſelben auch ver⸗ 
pflichtet, wenn bereits angemeldete Geräthe ganz oder zum Theil, zum 
Zwecke der Fabrikation, in ein N Lokal gebracht werden. 


. Bezeich⸗ Die in den Betriebsräumen vorhandenen fefiftehenden Geraͤthe werden 

Bade nach der Beſtimmung der Steuerbehoͤrde numerirt, welche, wenn ſie dazu Ver⸗ 

der Geräthe. anlaſſung findet, auch eine Nachmeſſung der Keſſel und Pfannen vorneh⸗ 
men kann. 

Die Nummer und den angegebenen oder ermittelten Quartinhalt muß 
der Fabrikinhaber an den Geraͤthen deutlich bezeichnen und dieſe Bezeichnung 
gehörig erhalten laſſen; wie ſolche zu bewirken und wo ſie anzubringen ſei, 
wird fuͤr jedes Geraͤth von der ene beſtimmt. 


3. Amtliche Die Steuerhebeſtelle iſt verpflichtet, uͤber die Anmeldung, Vermeſſun 

ale dar, und Bezeichnung der Geräthe eine Beſcheinigung zu ertheilen. Nur dur 

Aber. ſolche Beſcheinigungen, welche in dem Fabriklokale aufbewahrt werden muͤſſen, 
kann der Nachweis gefuͤhrt werden, daß die Geraͤthe und die damit vorgenom— 


menen Veraͤnderungen vorſchriftsmaͤßig angemeldet worden. 
11 11 


4, Aufſicht der a) Die angemeldeten Betriebsraͤume und die darin vorhandenen Geräthe 
— fiehen unter der Aufficht der Steuerbehorde 

Von derſelben koͤnnen die Apparate zum Zerkleinern der Ruͤben 

(Reibe⸗ und Schneidemaſchinen), ſowie diejenigen zum Extrahiren oder 

Auspreſſen des Ruͤbenſaftes fuͤr die Zeit, waͤhrend welcher ein ar 

er⸗ 
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derſelben nicht Statt findet, auf angemeſſene Weiſe außer Gebrauch 
geſetzt werden. Die hierauf abzweckenden Vorrichtungen werden auf 
Koſten des Fabrikinhabers getroffen. 5 

p) Die Inhaber von Ruͤbenzuckerfabriken find verpflichtet, über ihren ge- 
ſammten Fabrikationsbetrieb Bücher (Betriebs⸗ oder Fabrikbuͤcher), aus 
welchen die Menge der verarbeiteten Ruͤben und der erzielten Fabrikate 
verſchiedener Gattung erſichtlich ſein muß, zu fuͤhren und ſolche den 
Ober⸗Beamten der Steuerverwaltung (Ober-Kontrolleuren, Ober-⸗Inſpek⸗ 
toren oder noch hoͤher ſtehenden Beamten), ſowie deren Vertretern jeder⸗ 
zeit, anderen Beamten aber nur, wenn dieſelben dazu von der Provin⸗ 
zialʒ⸗Steuerbehoͤrde beſonders beauftragt find, auf Erfordern vorzulegen. 


a) Wenn eine neu angelegte Ruͤbenzuckerfabrik zuerſt, oder eine außer 3. Anmeldung 
Thaͤtigkeit geweſene ältere Anlage der Art wieder in Betrieb geſetzt des Betriebs. 


werden ſoll, ſo muß der Inhaber ſolches der Steuerhebeſtelle des Be⸗ 
zirks vierzehn Tage vor dem muthmaßlichen Beginne des Betriebs 
ſchriftlich anzeigen und ſich von derſelben eine Beſcheinigung daruͤber 
ertheilen laſſen. Dieſe Anzeige muß zugleich die Angabe enthalten, ob 
und Rai. welchen regelmäßigen Unterbrechungen der Betrieb Statt 
finden ſoll. 

p) Befinden ſich Geraͤthe unter amtlichem Verſchluſſe, ſo veranlaßt die 
Steuerhebeſtelle, daß ſich ein Beamter zur Abnahme deſſelben rechtzeitig 
in der Fabrik einfinde. a 


a) Wer Zucker aus Ruͤben bereitet, hat im Herbſte jeden Jahres, drei 6. Einrei- 


Tage nach Beendigung der Erndte und, wenn dieſe uͤber den Schluß 


ebeſtelle verſehen, zuruͤckgegeben und muß in dem Betriebslokale rein⸗ 
25 Dergefial aufbewahrt werden, daß ſolches auf Erfordern ſogleich 


chung von 
Material- 


14. 
Die Inhaber derjenigen Fabriken, in welchen die Rüben in getrocknetem 7, Beſondere 


(gedörrtem) Zuftande verarbeitet werben, find verpflichtet, ihre efammten Vor: 
rathe an getrockneten Rüben nur an einem gewiſſen, ein für allemal zu beſtim⸗ 
menden Orte, welcher unter Mitverſchluß der Steuerbeamten ſteht, aufzube⸗ 
wahren, auch, ſo oft etrocknete (gedoͤrrte) Ruͤben von außerhalb — ſei es 
von auswärtigen Trocknungsanſtalten oder von dritten Perſonen — bezogen 


enden Tages ſchriftlich anzumelden. 
— * Dieſe n welche die Menge und die Art der Verpackung der 
ein⸗ 


(Ir. 2737.) 


Vorſchriften 
fuͤr die Fa⸗ 
briken, in 


Ruͤben ver⸗ 


arbeitet wer⸗ 
werden ſollen, der Steuerhebeſtelle ſolches ſpaͤteſtens am Nachmittage des vor— den. 


u 


einzubringenden Rüben, den Ort ihrer Herkunft, fo wie den Tag und die 
Stunde der Einbringung enthalten muß, kann, nach der Wahl des Fabrik⸗ 
Inhabers, entweder fuͤr jeden einzelnen Transport oder fuͤr einen laͤngeren 
Zeitraum im Voraus gemacht werden. f 

Zur angemeldeten Stunde der Einbringung iſt die Ankunft eines Steuer⸗ 
Beamten abzuwarten, und in deſſen Gegenwart alsdann ſogleich — je nachdem 
die Ruͤben ſofort verarbeitet werden ſollen oder nicht — im erſteren Falle 
deren Verwiegung, im andern Falle deren Aufnahme in das unter Mit⸗ 
verſchluß der Steuerbeamten ſtehende Aufbewahrungslokal zu bewirken. 

Sollen demnaͤchſt Ruͤben, Behufs der Verarbeitung, aus dem Aufbe⸗ 
wahrungslokale entnommen werden, ſo findet ſich ein Steuerbeamter in der 
Fabrik ein, um das Lokal zu öffnen und unter feiner Aufſicht die Rüben ber 
ausnehmen und verwiegen (F. 2. b.) zu laſſen. Das auf einmal zu entneh⸗ 
mende Quantum Ruͤben, ingleichen die Zeit der Entnahme wird fuͤr jede Fa⸗ 
3 nach Maaßgabe des Statt findenden Betriebs von der Steuerbehoͤrde 
eſtimmt. 


ul. Behörden Die Erhebung der Steuer und die Beaufſichtigung der Ruͤbenzucker⸗ 
8 Fabriken geſchieht von denjenigen Behörden und Beamten, welchen die Erhe⸗ 
1752 u. Auf- bung und Kontrollirung der Branntwein⸗ und Braumalz⸗Steuer obliegt, und 
icht. 


Nicht minder ſollen die, in den $$. 49. und 53. bis einſchließlich 55. 
dieſer Steuerordnung enthaltenen Beſtimmungen ſowohl von den Beamten, 
wie von den Steuerpflichtigen und zwar mit der Maaßgabe beobachtet werden, 
daß, ſoweit in dieſen Beſtimmungen von Branntweinbrennern die Rede iſt, 
ſolche auf Diejenigen zu beziehen ſind, eg Zucker aus Rüben bereiten. 


8 den Einer Defraudation macht ſich ſchuldig, wer 

dem Straß, 1) in dem nach H. 13. zu überreichenden Verzeichniſſe feiner Ruͤbenvorraͤthe, 
Verfahren. dieſe abſichtlich zu gering angiebt, oder — Falls nach $. 3. die Ent⸗ 
4. Safe de richtung der Steuer in feſter Summe zugeſtanden worden iſt — die 
5 0 Menge der nach dem Fixationsvertrage zur Verarbeitung beſtimmten 


Ruͤben abſichtlich zu gering angiebt oder ohne vorgaͤngige Anmeldung 
bei der Steuerbehörde vermehrt; ferner, wer 
2) da, wo die Ruͤben im friſchen Zuſtande verarbeitet werden, dergleichen 
Ruͤben, bevor deren Gewicht amtlich ermittelt worden iſt, in die Zerklei⸗ 
nerungsapparate aufnimmt, oder ſonſt einer zur Zuckergewinnung die⸗ 
nenden Operation unterwirft; endlich wer 9 
da 
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3) da, wo die Ruͤben im getrockneten Zuſtande verarbeitet werden, getrock⸗ 
nete Rüben, bevor deren Gewicht amtlich ermittelt worden iſt, in die 
Ertraftionsgefäße bringt oder ſonſt einer zur Zuckergewinnung dienenden 
Operation unterwirft, oder getrocknete Rüben ohne vorgaͤngige Anmel⸗ 
dung bei der Steuerbehoͤrde in eine Ruͤbenzuckerfabrik einfuͤhrt. 

Kann in den Fällen unter 2. und 3. der Angeſchuldigte nachwei- 
ſen, daß er eine Defraudation nicht habe veruͤben wollen, ſo findet nur 
eine Ordnungsſtrafe nach Maaßgabe des F. 25. oder 26. Statt. 

18 


Die Strafe der Pe beſteht in einer dem vierfachen Betrage ⸗ im erſten 
der vorenthaltenen Steuer gleichkommenden Geldbuße, welche jedoch niemals Falle. 
weniger als 10 Rthlr. betragen ſoll. 

Die vorenthaltene Steuer ſelbſt iſt unabhaͤngig von der Strafe zu ent⸗ 
richten — 


$. 19. 
Im Wiederholungsfalle, nach vorhergegangener rechtskraͤftiger Verur⸗ v. im erſten 
theilung, wird die nach F. 18. 1 Geldbuße verdoppelt. Rüdfalk, 
Jeder fernere Ruͤckfall wird mit dem Doppelten der im H. 19. beſtimm⸗ e bei ferneren 
ten Geldbuße, ſowie mit dem Verluſte des Rechts zum Betriebe der Rüben Rüdfällen. 
zuckerfabrikation und zur Huͤlfsleiſtung dabei auf die Dauer von einem bis fuͤnf 
Jahren geahndet. 


821. 
Die Strafe der Defraudation wird um die Haͤlfte geſchaͤrft, wenn in a. Strafe der 
den unter Nr. 2. und 3. des $. 17. gedachten Fällen 1 

1) unter amtlichem Verſchluſſe befindliche Zerkleinerungsapparate oder Ex- erſchweren⸗ 

traktionsgefaͤße eigenmaͤchtig in Betrieb geſetzt, oder j Den i 
2) nicht angemeldete Zerkleinerungsapparate oder Extraktionsgefaͤße gebraucht, 

oder 
3) nicht angemeldete Räume zu einer zur Zuckergewinnung dienenden Ope⸗ 

ration benutzt worden ſind. 


N $. 22. 

Die Strafen der Miturheber, Gehuͤlfen und Beguͤnſtiger einer Defrau⸗ e. Strafe der 
dation, ſowie derjenigen, welche an den Vortheilen des Vergehens nach deſſen Theilnahme. 
Veruͤbung wiſſentlich Theil nehmen, ſind nach den allgemeinen Strafgeſetzen 
zu beſtimmen. ö a 17557 

Die fuͤr den Ruͤckfall beſtimmte Strafe trifft aber nur diejenigen Theil⸗ 

—— einer Defraudation, welche ſich ſelbſt eines Ruͤckfalls ſchuldig gemacht 


en. 
§. 23. 

Sind unangemeldete Geräthe zur Bereitung von Ruͤbenzucker benutzt der ache 
worden, ſo werden die verkuͤrzte Steuer und der Betrag der Defraudations⸗ 5 
ſtrafe nach derjenigen Menge Ruͤben berechnet, welche waͤhrend der letzten ſechs fraudations⸗ 
Monate vor dem Tage der Entdeckung, auf dem unbefugter Weiſe gebrauchten agen, 5 
Geraͤthe hat verarbeitet werden koͤnnen, in ſofern nicht entweder eine größere angemeldet 
Steuerverkuͤrzung ermittelt oder vollſtaͤndig erwieſen wird, daß der Betrieb in 2 un⸗ 
der angenommenen Ausdehnung nicht Statt gefunden hat. Weiße be 
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§. 24. 

v. Wenn au- Sind Geraͤthe, welche die Steuerbehoͤrde außer Gebrauch geſetzt hatte, 
ge eigenmächtig wieder in Betrieb gebracht worden, ſo werden, unter gleicher Vor⸗ 
kälhe unde- ausſetzung, wie am Schluſſe des H. 23., die verkuͤrzte Steuer und der Betrag 
a der Defraudationsſtrafe nach derjenigen Menge Ruͤben berechnet, welche ſeit 
den. der Stunde, wo das unbefugter Weiſe gebrauchte Geräth zuletzt amtlich unter 

Verſchluß gefunden worden iſt, bis zur Zeit der Entdeckung auf dieſem Ge⸗ 

räthe hat verarbeitet werden koͤnnen. 
reine Wer die Fabrikgeraͤthe oder die damit vorzunehmenden oder vorgenom⸗ 
mungen, der menen Veränderungen nicht, wie im H. 8. vorgeſchrieben iſt, anzeigt, oder 
unterlaſſenen den Rauminhalt der Keſſel und Pfannen, der Vorſchrift des H. 8. zuwider, zu 
oder unrichti⸗ gering angiebt, oder die im H. 9. vorgeſchriebene Bezeichnung der Geräthe 
der Wecleh unterlaͤßt, verfällt in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., Din bei Wieder⸗ 
und — ale holungen auf 20 bis 50 Rthlr. erhöht wird. 


2 le. 

e⸗Be⸗ - 

zeichnung. ? $. 26. 

b. Beſtrafung Die Uebertretung ſolcher, in dieſer Verordnung enthaltenen Beſtimmun⸗ 
e gen und der in Gemaͤßheit derſelben erlaſſenen und gehoͤrig bekannt gemachten 


Verwaltungsvorſchriften, auf welche keine beſondere Strafe geſetzt worden, ſoll 
mit einer Geldbuße von 1 bis 10 vw geahndet werden. 
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4. Verwand⸗ Wenn eine Geldbuße von dem Verurtheilten wegen ſeines Unvermoͤgens 
Geld ein nicht beizutreiben ift, tritt an deren Stelle eine verhaͤltnißmaͤßige Freiheitsſtrafe, 
reiheits. welche jedoch im erſten Falle die Dauer von einem Jahre, bei dem erſten Ruͤck⸗ 
Ale falle die Dauer von zwei Jahren und bei ferneren Rüdfällen die Dauer von 
vier Jahren nicht uͤberſteigen, dagegen aber im dritten oder in einem ferneren 


Ruͤckfalle nicht unter einem halben Jahre betragen ſoll. 


5. Sonſtige In Anſehung der Vertretungsverbindlichkeit fuͤr verwirkte Geldſtrafen, 
Strafbeſim- der Konkurrenz anderer Verbrechen, der Beſtechung der Steuerbeamten und 


ne Widerſetzlichkeit gegen letztere gelten die Beſtimmungen der $$. 83. 84. und 
86. bis einſchließlich 89. der Steuerordnung vom 8. Februar 1819., ſowie der 
Deklaration vom 6. Oktober 1821. 
29. 
B. Straf⸗ Hinſichtlich des Verfahrens gegen die Kontravenienten kommen die Vor⸗ 


Verfahren. schriften der Steuerordnung vom 8. Februar 1819. $$. 91. bis einſchließlich 
95., ſowie die zur Deklaration der §§. 93. und 94. derſelben ergangenen Be⸗ 
ſtimmungen vom 20. Januar 1820. u 27. September 1833. zur Anwendung. 

. 30. 

Die durch dieſe Verordnung fuͤr das Vergehen der Defraudation be⸗ 
ſtimmten Strafen verjaͤhren in Fuͤnf Jahren, bloße Ordnungsſtrafen aber in 
Einem Jahre ſeit Veruͤbung des Vergehens oder der Kontravention. 

Gegeben Sansſouci, den 7. Auguſt 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


2 Flottwell. 


